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V ieles ist richtig von dem, was Poli-
tiker bis hin zu Bundesministern

über das Bündnis „Pegida“ sagen: In
Sachsen ist vom Islam noch weit weni-
ger zu sehen als vom Christentum, ein
führendes Mitglied der Protestbewe-
gung hat sich nicht gerade durch
Rechtstreue ausgezeichnet – und ja, es
mögen in dem anschwellenden De-
monstrationsstrom auch Rassisten mit-
schwimmen. Richtig ist zudem der Hin-
weis (wenn ihn auch mündige Bürger
nicht nötig haben), dass es sich jeder
Teilnehmer gut überlegen sollte, ob er
für Ziele in Anspruch genommen wird,
die er womöglich gar nicht teilt. Die ge-
reizten Reaktionen der Regierenden
zeigen, dass ihre Nerven blank liegen.
Man würde sie gern ignorieren, diese
diffuse Stimmung in der Bevölkerung,
die etablierte Parteien und überkom-
mene Institutionen ins Wanken bringt.
Das Nicht-wählen-Gehen wird noch in
Kauf genommen, solange die eigene
Mehrheit gesichert ist. Aber dass Bür-
ger zu Tausenden auf die Straße gehen,
ohne dass dazu ein Bürgermeister oder
eine Menschenrechtsorganisation auf-
gerufen hätten? Unvorstellbar – aber
immerhin ein Grundrecht. Mü.

E s ist richtig, dass der Bericht des
amerikanischen Senats über die

Foltermethoden der CIA veröffentlicht
wird. Zu den Grundfesten einer Demo-
kratie gehört die öffentliche Aufarbei-
tung von Skandalen und Verfehlungen.
Im Fall der Vereinigten Staaten ist das
besonders wichtig: Das Land, das sich
auch als moralische Weltmacht ver-
steht, wird nur mit solchen Schritten
das Vertrauen zurückgewinnen, das
die Regierung Bush mit diesem Teil ih-
res „Kriegs gegen den Terrorismus“
leichtfertig verspielt hat. Besonders er-
nüchternd ist, dass der Bericht noch
einmal bestätigt, dass die sogenannten
„erweiterten Verhörmethoden“ nicht
einmal zu besseren Erkenntnissen
über den Terrorismus und seine Netz-
werke geführt haben. Den Preis für
den Rückfall hinter die Errungenschaf-
ten der Aufklärung zahlt Amerika bis
heute. Die Feinde der offenen Gesell-
schaft haben es auch deshalb wieder
leichter, weil sich die Führungsmacht
des Westens in Guantánamo und Abu
Ghraib so unglaubwürdig gemacht hat.
Gerade in Deutschland, dem neuen
gelobten Land der Verschwörungs-
theoretiker, ist das zu spüren. nbu.

D ie Gaspipeline South Stream war
von Anfang an kein wirtschaftli-

ches, sondern ein politisches Projekt.
Aus der Sicht ihrer russischen Planer
hatte sie einen doppelten Zweck: Sie
sollte durch die Umgehung der Ukraine
deren Bedeutung als Transitland für
den russischen Gasexport in die EU mi-
nimieren und so aus der gegenseitigen
russisch-ukrainischen Abhängigkeit in
Gasfragen eine einseitige Abhängigkeit
Kiews von Moskau machen; und sie
sollte den Versuch der EU torpedieren,
an Russland vorbei an Gas aus dem
kaspischen Raum zu gelangen und so
ihre Abhängigkeit von russischem Gas
zu verringern. Es ist daher unverständ-
lich, warum Bundeswirtschaftsminister
Gabriel nun der von Putin aufgegebe-
nen Pipeline hinterhertrauert. In dem
nicht nur von Gabriel erhofften Fall,
dass die Beziehungen zwischen Russ-
land, der Ukraine und der EU wieder
so werden, dass man über derartige Vor-
haben reden kann, gibt es keinen
Grund mehr für South Stream – dann
könnte man gemeinsam die wirtschaft-
lich günstigsten Gasleitungen zwischen
Russland und Westeuropa modernisie-
ren. Sie führen durch die Ukraine.  rve.

Benjamin-Immanuel Hoff ist ein
Mann der Exekutive, und das merkt
man. Der Kontrast zwischen seinen
frühzeitig weiß gewordenen Haaren
und der jugendfrischen Intelligenz, die
aus allen Knopflöchern blinkt, sorgt
dafür, dass man ihn wahrnimmt. Nun
ist der Berliner Hoff Minister in Thü-
ringen, zuständig für die Staatskanzlei
Bodo Ramelows – und Minister für Kul-
tur, Bundes- und Europaangelegenhei-
ten. Der 38 Jahre alte Hoff ist ein erfah-
rener „Regierungslinker“. Wer auf Par-
teitagen sieht, wie er in großen Hallen
den Überblick gewinnt und behält, wer
je mit ihm zwanglos geplaudert hat,
ohne dass er darüber seine Einsätze
verpasst hätte, der kennt seine Fähig-
keit, sich zu konzentrieren, Menschen
miteinander ins Gespräch zu bringen,
äußerst liebenswürdig zu sein, ohne
kumpelhaft zu werden.

Die Linkspartei hat Nachwuchssor-
gen, sie gewinnt nicht genug junge Poli-
tiker, die mittlere Generation ist unter
ihren Funktionären schwach vertre-
ten, und so trifft man in ihren Reihen
immer häufiger „verkrachte Existen-
zen“ an, Personen, die ihr Studium
nicht zu Ende brachten, aber in Sitzun-
gen und auf Demonstrationen Tempe-
rament, Radikalität und Durchhaltever-
mögen zeigten. Hoff, leidenschaftli-
cher Vater von zwei Söhnen, verkör-
pert den ganz anderen Typus von Politi-
ker. Er stammt aus einem politischen
Elternhaus – seine Mutter ist Kommu-
nalpolitikerin in Berlin-Mitte – , hat an
der Humboldt-Universität Sozialwis-
senschaften studiert, hat dort und an
anderen Hochschulen unterrichtet,
wurde 2006 promoviert. Im selben
Jahr wurde er Staatssekretär für Ge-
sundheit in der zweiten Wahlperiode
von Rot-Rot in Berlin.

In die PDS trat Hoff 1993 ein. 1995
wurde er ins Abgeordnetenhaus ge-
wählt, er gewann seinen Wahlkreis di-
rekt, wie auch 1999 und 2001. Wie
Loyalität in der Politik aussehen kann,
sah man an Hoffs Wirken in der Partei,
etwa, als über den Versuch des damali-
gen Senators Thomas Flierl zu ent-
scheiden war, ein links begründetes
Modell von Studiengebühren durchzu-
setzen. Aus der Idee wurde nichts, aber
das lag nicht an Hoff. Thüringens Lan-
despolitik ist Hoff nicht fremd; er ge-
hörte vor fünf Jahren der Kommission
an, die über Rot-Rot verhandelte. Da-
mals schrieb er auf, warum es nicht
klappte. In Erinnerung blieb seine
Mahnung, dass Vertrauen aufbringen
und gewinnen muss, wer gemeinsam
Politik machen will – und die Erkennt-
nis, dass dies für Parteifreunde gilt wie
für Vertreter der anderen Partei.

Weit über Berlin hinaus ist Hoff un-
ter vielen bekannt, die ein tieferes In-
teresse an der Linkspartei besitzen.
Pünktlich nach jeder Landtags-, Bun-
destags- oder Europawahl erscheinen
die „Wahlnachtberichte und ersten
Analysen“ von Hoff und Horst Kahrs,
seit einiger Zeit als Dienstleistung der
parteinahen Rosa-Luxemburg-Stiftung
abrufbar. In den Texten lernt man,
dass es durchaus möglich ist, auch in
der Politik fachlich auf der Höhe der
Zeit zu sein. „Die Linke: Partei neuen
Typs?“ heißt das neueste Buch des
schon lange ungemein fleißigen Publi-
zisten Hoff. MECHTHILD KÜPPER
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 MÜNCHEN, 9. Dezember
Das Erstaunen war groß, als vor drei Jah-
ren die katholische Kirche mit der Erpro-
bung eines internetgestützten Lernpro-
gramms begann, mit dem sexuellem Miss-
brauch von Kindern vorgebeugt werden
soll. Verträgt sich die Distanz und Anony-
mität des Netzes mit einer Kultur der
Achtsamkeit und des Hinschauens, die
seit dem Bekanntwerden der bestürzen-
den Missbrauchsfälle in kirchlichen Ein-
richtungen immer wieder gefordert wird?
Kann E-Learning kirchliche Mitarbeiter –
Priester, Diakone, Religionslehrer, Kate-
cheten – darin stärken, Gefährdungen zu
erkennen und Opfern beizustehen? Es wa-
ren berechtigte Fragen, doch die Erzdiöze-
se München und Freising ging das Wagnis
ein. Mit ihrer Unterstützung wurde in
München ein „Zentrum für Kinder-
schutz“ gegründet, mit dem Auftrag, das
Lernprogramm zu entwickeln. Träger
wurde das Institut für Psychologie der
Päpstlichen Universität Gregoriana in Ko-
operation mit der Klinik für Kinder- und
Jugendpsychiatrie der Universität Ulm.

Es wurde ein Weg beschritten, der sich
jetzt weitet. Das Zentrum verlegt seinen
Sitz nach Rom und richtet seine Arbeit
noch stärker international aus. Der
Münchner Kardinal Reinhard Marx, der
seit März Vorsitzender der Deutschen Bi-
schofskonferenz ist, spricht von einem
deutlichen Zeichen, dass sich die Weltkir-
che der Aufgabe der Prävention stelle.
Schon in der Pilotphase wurde die Online-
schulung auf Deutsch, Englisch, Spanisch
und Italienisch angeboten und in Argenti-
nien, Chile, Deutschland, Ecuador, Gha-

na, Indien, Indonesien, Italien, Kenia und
Polen erprobt. Das Programm wird nun in
weitere Sprachen übersetzt, auch in lokale
Sprachen; in Indonesien hat sich beispiels-
weise gezeigt, dass nicht alle Teilnehmer
genügend Englischkenntnisse haben, um
einem anspruchsvollen Curriculum folgen
zu können. Noch mehr als bislang soll be-
rücksichtigt werden, dass jede Kultur ihre
eigene Art hat, sich mit Sexualität und
Missbrauch auseinanderzusetzen.

Das Programm zielt nicht auf die Thera-
pie von Tätern oder Menschen, die gefähr-
det sind, solche Taten zu begehen. Es geht
darum, kirchlichen Mitarbeitern ein Rüst-
zeug zu vermitteln, wie sie Kinder, die in
ihrer Obhut sind – in Schulen, in Interna-
ten, in sozialen Einrichtungen –, vor sexu-
ellem Missbrauch schützen können. Sie
sollen lernen, welche Auffälligkeiten im
Verhalten von Kindern die Vermutung na-
helegen, dass sie Opfer eines sexuellen
Übergriffs geworden sein könnten. Wie
sie ein Gespräch mit einem Kind, das
möglicherweise missbraucht wurde, füh-
ren können, ohne dass es an seiner Seele
weiteren Schaden nimmt. Welche Inter-
ventionsmöglichkeiten sie haben, wenn
sich der Verdacht erhärtet. In 29 Lernein-
heiten in sechs Modulen wird in einer
Lernzeit von vierzig Stunden nicht nur
Wissen vermittelt; es sollen auch Kompe-
tenzen eingeübt werden.

714 Personen haben an der Erprobung
des Programms teilgenommen – vierzig
Prozent davon waren Männer, sechzig Pro-
zent Frauen, die in katholischen Erzie-
hungs- und Sozialeinrichtungen die Mehr-
heit der Mitarbeiter stellen. Ein wichtiger

Befund jenseits inhaltlicher Fragen ist,
dass achtzig Prozent der Teilnehmer gut
oder sehr gut mit der technischen Seite
des Programms zurechtkamen. Die Metho-
de des E-Learnings hat sich bewährt, auch
wenn es in einigen Regionen noch Schwie-
rigkeiten mit dem Internetzugang gibt. Zu
dem Programm gehören auch Übungen,
die mit einem Tutor besprochen werden
können. Der Jesuitenpater Carlos Ignacio
Man Ging, der in Ecuador das Programm
betreut hat, hebt hervor, dass die Hilfestel-
lungen, wie bei konkreten Fällen von Miss-
brauch gehandelt werden soll, von seinen
Teilnehmern als sehr praxisrelevant be-
wertet werden. Auch der Austausch mit
anderen Teilnehmern – virtuell oder per-
sönlich – kommt nicht zu kurz.

Beteiligt an der Entwicklung des Pro-
gramms waren Psychologen, Psychiater,
Pädagogen, Philologen, Theologen und
Mediendesigner. Es baut auf Erfahrungen
auf, die am Universitätsklinikum Ulm mit
einem E-Learning-Curriculum zum sexu-
ellen Kindesmissbrauch gewonnen wur-
den, das für pädagogische und heilende
Berufe entwickelt worden ist. In das Pro-
gramm für die kirchlichen Mitarbeiter
sind theologische und kirchenrechtliche
Aspekte aufgenommen worden; es wird
das Verständnis von Sexualität in der ka-
tholischen Lehre und Praxis reflektiert.
Mit der Umsiedlung des Zentrums nach
Rom endet die Kooperation mit dem Ul-
mer Universitätsklinikum, die von vorne-
herein auf die Pilotphase beschränkt war.

Prävention brauche Geduld, Ehrlichkeit
und Leidenschaft, sagt der Jesuit Hans
Zollner, der Vorstand des Zentrums ist

und Psychologie an der Gregoriana lehrt.
Zollner, der aus Regensburg stammt, ge-
hört der Päpstlichen Kinderschutzkommis-
sion an, die Papst Franziskus gegründet
hat. Der Jesuitenpater hat in den vergange-
nen Jahren die Präventionsarbeit in der ka-
tholischen Kirche auf vielfältige Weise vor-
angetrieben; er spricht von einem langen
und schmerzhaften Prozess für die Kirche.
Als ein Indiz, wie wichtig Papst Franzis-
kus die Präventionsarbeit ist, kann die Be-
rufung der belgischen Theologin Karlijn
Demasure zur geschäftsführenden Direk-
torin des Zentrums gesehen werden. Sie
befasst sich seit langem mit der Präventi-
on von sexuellem Kindesmissbrauch und
vertritt Positionen, die für die Kirche nicht
immer bequem sind.

Die Erzdiözese München und Freising,
die für die Pilotphase 651000 Euro aufge-
wendet hat, wird das Projekt auch nach
der Verlegung nach Rom unterstützen –
mit 500000 Euro in den nächsten fünf Jah-
ren. Auch die Deutsche Bischofskonfe-
renz will sich an der Weiterführung beteili-
gen. Für Kardinal Marx ist das Schwinden
der öffentlichen Aufmerksamkeit für das
Thema, das gegenwärtig zu beobachten
ist, kein Grund zum Nachlassen in den An-
strengungen. Es müsse alles getan wer-
den, um Kindern in der Kirche einen Ort
zu geben, wo sie die Möglichkeiten frei ent-
falten könnten, die von Gott gegeben sei-
en. Wenn der Kardinal über das Präventi-
onsprogramm spricht, ist ihm anzumer-
ken, wie sehr es ihm ein Herzensanliegen
ist: Er empfinde tiefe Trauer und Scham
über das, was Kindern und Jugendlichen
im Raum der Kirche angetan worden sei.

 BERLIN, 9. Dezember
Galten die deutschen Universitäten in den
Vereinigten Staaten über viele Jahre als
vorbildlich, so hat sich das Verhältnis in-
zwischen umgekehrt. Seit der Etablierung
der Bologna-Reform werden ihnen zuneh-
mend die führenden amerikanischen Uni-
versitäten vorgehalten. Nicht gesagt wird
dabei meist, dass nur die amerikanischen
Spitzenuniversitäten wie Harvard dazu
taugen, die durch das ausgeprägte Fundrai-
sing und Spendenwesen über enorm hohe
Mittel verfügen. So waren es in Harvard al-
lein im Haushaltsjahr 2012 vier Milliarden
Dollar. Bei der Exzellenzinitiative sollen
2,7 Milliarden Euro für alle förderungs-
würdigen Forschungsprojekte von mehre-
ren hundert deutschen Universitäten für
vier Jahre reichen. Ein amerikanischer
Universitätspräsident ist dafür fast von
morgens bis abends damit beschäftigt, pri-
vate Mittel zu akquirieren.

Von den mehr als 4500 Universitäten in
den Vereinigten Staaten sind weniger als
300 Forschungsuniversitäten, allenfalls
125 von ihnen betreiben Spitzenfor-
schung. Die amerikanische Forschungs-
universität kommt der deutschen Vorstel-
lung einer Universität am nächsten: Die
Vereinigten Staaten geben pro Student
fast doppelt so viel Geld aus wie Deutsch-
land, wobei ein beträchtlicher Teil davon
aus privaten Quellen stammt. Während
der Elitestatus in Amerika durch einen
Wettbewerb um bessere Professoren und
bessere Studenten geprägt ist, beruht der
Elitestatus in Deutschland auf einer vom
Staat gewährten Unterstützung für kollek-
tiv eingereichte Forschungsanträge.

Deutschland hat zwar noch immer kon-
kurrenzfähige Universitäten und steht er-
heblich besser da als Frankreich im tertiä-
ren Sektor, doch die aktuelle Krise der
deutschen Universitäten lässt sich nicht
mehr übersehen. Die Mittelknappheit hat
zu absurden Schieflagen nicht nur zwi-
schen Universitäten und außeruniversitä-
ren Forschungseinrichtungen geführt, son-
dern auch zu einer grotesken Benachteili-
gung der Universitäten gegenüber den
Fachhochschulen. Das Promotionsmono-
pol dürfte derzeit noch das einzige sein,
was den Universitäten von ihren einstigen
Privilegien verblieben ist. „Die Universi-
tät, die an der Spitze des Systems stehen
sollte, weist eine schlechtere Professoren-
Studenten-Quote auf als die Fachhoch-
schulen, und ein Student, der von der weni-

ger angesehenen Fachhochschule abge-
lehnt wird, kann die angesehenere Univer-
sität besuchen“, schreibt der amerikani-
sche Literaturwissenschaftler und Philo-
soph Mark Roche von der University of
Notre Dame in seinem kenntnisreichen
Buch „Was die deutschen Universitäten
von den amerikanischen lernen können
und was sie vermeiden sollten“ (Felix Mei-
ner Verlag 2014).

Roche kennt beide Systeme aus eigener
Erfahrung, er hat in Deutschland seinen
Magister gemacht, geforscht und gelehrt
und analysiert klug und bemerkenswert
unpolemisch. Die amerikanischen Univer-
sitäten kennt er naturgemäß besser, doch
auch ihnen begegnet er mit kritischer Dis-
tanz. Ausgehend von der Geschichte bei-
der Systeme und der Darstellung der
Hauptmerkmale beider Universitätsland-
schaften, kommt Roche im letzten Teil sei-
nes Buches zu durchaus ketzerischen Emp-
fehlungen. Schließlich steckt das deutsche
Hochschulwesen in seinen Augen „in ei-
ner Krise, deren Ende sich nicht absehen
lässt“. Roche ist sich bewusst, dass sich die
Reformen, die er für richtig hielte, nur

schwer durchsetzen lassen, zumal sie in
der Regel von außen diktiert werden und
sich die einzelnen Universitäten nicht
über ihre leitende Zielvorstellung im Kla-
ren sind. Schnelle Reformen ohne eine sol-
che Vorstellung könnten in der Tat schlim-
mer sein als gar keine Reformen, gibt
Roche zu bedenken. Eines jedenfalls er-
scheint ihm sicher: Die durchschnittliche
Qualität wird so lange sinken, wie immer
mehr Studenten an die Universitäten ge-
lockt werden. „In Anbetracht der Mittel-
knappheit und des unterschiedlichen Leis-
tungsniveaus wird man sich nicht um die
Erkenntnis drücken können, dass nur ein
Segment der deutschen Universitätsland-
schaft imstande ist, die Einheit von For-
schung und Lehre zu verwirklichen·“ Die-
se Universitäten verdienten jede erdenkli-
che Unterstützung.

Was Deutschland brauchte, wären grö-
ßere Flexibilität und Autonomie in den
langsamen und einengenden bürokrati-
schen Prozeduren. Roche beklagt das
Schneckentempo bei Berufungsverfahren,
die mangelnde Flexibilität, hervorragen-
den Professoren auf sie zugeschnittene An-

gebote machen zu können. Er plädiert für
eine noch stärkere Ausdifferenzierung der
Hochschullandschaft. Es wäre durchaus
denkbar, dass eine Universität zu ihrem be-
sonderen Auftrag machte, einen hohen
Prozentsatz von Studenten anzuziehen,
die als Erste in ihrer Familie eine Hoch-
schule besuchen, andere könnten mit
Standort oder Größe oder ihrem regiona-
len Einzugsgebiet Akzente setzen, für an-
dere könnte die Etablierung von „liberal
arts colleges“ der richtige Weg sein. Der
amerikanische Autor empfiehlt eine Ände-
rung des Steuerrechts, die Spenden attrak-
tiver macht. Während der steuermindern-
de Effekt einer Spende in Deutschland bei
nur zehn Prozent liege, seien Bargeldspen-
den in Amerika zu hundert Prozent absetz-
bar – bis hin zu fünfzig Prozent des berei-
nigten Bruttoeinkommens.

Dem Bund schlägt Roche vor, nur sol-
che Bundesländer mit weiteren Fördermit-
teln zu unterstützen, die vertretbare Studi-
engebühren einführten, also Förderung
mit Anreizsystemen zu verbinden. Es
wäre unklug, Fördermittel freizugeben,
ohne eine Strategie von Anreizen aufzu-
stellen, bemerkt Roche – die Freigabe der
Bafög-Mittel für die Länder gibt ihm
Recht. Wegen der Verkürzung der Schul-
zeit auf zwölf Jahre entspreche der deut-
sche Bachelor nicht mehr dem internatio-
nalen Standard, weshalb Roche empfiehlt,
ihn auf acht Semester auszuweiten und
mehr vierjährige Bachelorabschlüsse an-
zubieten. Darüber hinaus hält er es für un-
bedingt nötig, die Lehre zu verbessern
und sie nicht länger geringzuschätzen, her-
ausragenden Studenten eine Überholspur
einzurichten und damit schon in den ers-
ten Semestern unter Anleitung eines Pro-
fessors ein selbstbestimmteres Studium zu
ermöglichen.

Ein Auslandspflichtsemester während
des Bachelorstudiums könnte überdies ein
Ausweg aus der mangelnden Mobilität der
Bologna-Reform sein, schlägt Roche vor.
Den akademischen Nachwuchs dürften
die deutschen Universitäten nicht mehr
wie Zaungäste behandeln, kritisiert
Roche. In der Tat ist die Selbständigkeit ei-
nes amerikanischen Assistenzprofessors
mit der Drittmittelabhängigkeit eines
deutschen Nachwuchswissenschaftlers
überhaupt nicht vergleichbar. Die Lektüre
dieses Buches müsste zur Pflicht für Hoch-
schulpolitiker werden und könnte eine zu-
kunftsträchtige Debatte über das deutsche
Hochschulwesen einleiten.
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